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(Nr. 13856.) Verordnung über das Verfahren vor dem Provinzialrate (Landeskulturabteilung) und 
dem Oberverwaltungsgerichte (Landeskulturſenat) und über Anderung von Landeskultur⸗ 
geſetzen. Vom 29. März 1933. 


Auf Grund der Verordnungen des Reichspräſidenten vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 453) und vom 6. Oktober 1931, Dritter Teil Kapitel III 8 2 (Reichsgeſetzbl.1 S. 537) wird 
verordnet: 


§ 1. f 
Für das Verfahren des Provinzialrats (Landeskulturabteilung) und des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts (Landeskulturſenats) in Landeskulturſpruchſachen gelten, ſoweit nicht in folgendem anderes 
beſtimmt iſt, die Vorſchriften des Landesverwaltungsgeſetzes über das Beſchlußverfahren 
ſinngemäß. ö i 
82 i N 
Iſt an mehrere Perſonen in einem Gemeindebezirke zuzuſtellen, fo kann es durch Umlauf 
geſchehen. Hierbei gelten die für die Zuſtellung durch Umlauf im Verfahren des Kulturamts— 
vorſtehers gegebenen Vorſchriften der SS 23 und 24 des Geſetzes, betreffend das Verfahren in 
Auseinanderſetzungsangelegenheiten in der vom 1. Januar 1900 ab geltenden Faſſung, vom 
10. Oktober 1899 (Geſetzſamml. S. 404). 1 


8 3. 05 

Iſt nach den 88 77, 120 des Landesverwaltungsgeſetzes ein Mitglied des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts (Landeskulturſenats) oder des Provinzialrats (Landeskulturabteilung) oder als erſuchte 
Behörde ein Oberpräſident oder der Vorſteher eines Kulturamts mit der Erhebung von Beweiſen 
beauftragt, ſo iſt der den Beweis erhebende höhere Beamte auch zuſtändig für die Beurkundung 
des im § 313 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Vertrags ſowie für die nach § 873 Abi. 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Bindung der Beteiligten erforderliche Beurkundung der 
Erklärungen, ſofern dieſer Vertrag oder dieſe Erklärungen mit dem Gegenſtande der Beweis— 
aufnahme im Zuſammenhang ſtehen. 5 


S 4. 
Mündliche Verhandlung vor dem Provinzialrat iſt anzuberaumen, wenn ein Beteiligter 
dies beantragt. 
8 5. 8 
() Gegen Beſchlüſſe des Provinzialrats (Landeskulturabteilung) iſt die Beſchwerde zuläſſig, 
ſoweit nicht in Geſetzen oder Verordnungen anderes beſtimmt wird. Die Beſchwerdefriſt beträgt 
zwei Wochen. Über die Beſchwerde entſcheidet das Oberverwaltungsgericht. i 
E) Gegen Beſchwerdebeſchlüſſe des Provinzialrats (Landeskulturabteilung) iſt die Beſchwerde 
nur zuläſſig, wenn der Wert des Beſchwerdegegenſtandes den Betrag von 500 . überſteigt. 
Bei einem geringeren Werte des Beſchwerdegegenſtandes kann der Provinzialrat die Beſchwerde 
wegen der grundſätzlichen Bedeutung der Angelegenheit im Beſchluß zulaſſen. 25 
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(8) Der Wert des Beſchwerdegegenſtandes wird unter ſinngemäßer Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften der 88 3 bis 9 der Zivilprozeßordnung berechnet. Beſchlüſſe des Provinzialrats hinſichtlich 
der Wertfeſtſetzung ſind endgültig. 

(4) Die Beſchränkung des Abſ. 2 findet auf die Beſchwerde des Vorſitzenden ſowie auf 
Beſchwerden, die die Zuſtändigkeit des Kulturamtsvorſtehers oder des Provinzialrats betreffen, 
keine Anwendung. 


S 6. 

() Streitigkeiten über Rechtsverhältniſſe, die außerhalb des Auseinanderſetzungsverfahrens 
Gegenſtand eines Rechtsſtreits hätten werden können und dann vor die ordentlichen Gerichte 
gehört hätten, ſind, ſoweit gütliche Einigung nicht zu erzielen iſt, auch von dem Provinzialrat 
und vom Oberverwaltungsgericht durch Beſchluß in den Rechtsweg zu verweiſen. In dem 
Beſchluß iſt zum Nachweis der Erhebung der Klage eine angemeſſene Friſt zu ſetzen. Der Beſchluß 
iſt zuzuſtellen. 

(2) Wird die Erhebung der Klage nicht rechzeitig nachgewieſen oder wird ihre Fortſetzung 
ſchuldhaft verzögert, ſo trifft der Provinzialrat und das Oberverwaltungsgericht die nötigen Feſt⸗ 
ſetzungen über den Streitpunkt mit der Wirkung, daß dieſe Feſtſetzungen für das ſchwebende 
Verfahren endgültig ſind und von den Beteiligten weder mit einem Rechtsmittel noch mit der 
Behauptung, ihre Anſprüche ſeien nicht hinreichend berückſichtigt, in dem ſchwebenden Verfahren 
angefochten werden können. Die Folgen der Verſäumnis oder der Verzögerung ſind in dem 
Beſchluß (Abſ. 1) anzugeben. 

§ 7. 

(1) Gegen rechtskräftige Beſchlüſſe des Provinzialrats und des Oberverwaltungsgerichts, 
die Entſcheidung über die Hauptſache getroffen haben, iſt der Antrag auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens zuläſſig. 

(2) Die SS 100 und 101 des Landesverwaltungsgeſetzes gelten ſinngemäß. 


g § 8. 

() Beſchlüſſe des Provinzialrats (Landeskulturabteilung) find endgültig, ſoweit ſie ergehen: 

1. nach SS 7 und 8 der Umlegungsordnung vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 453), 

2. nach $ 14 des Geſetzes über das Staubecken von Ottmachau vom 15. Juni 1929 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 71), 

3. auf Beſchwerden gegen Entſcheidungen des Kulturamtsvorſtehers über die Vollſtreckbar⸗ 
keitserklärung nach 8 6 und auf Ausführungsbeſchwerden nach 8 12 des Geſetzes, betr. 
Anderung von Vorſchriften über das Konſolidationsverfahren uſw. im Regierungsbezirk 
Wiesbaden, vom 4. Auguſt 1904 (Geſetzſammlung. S. 191), 

4. bei Gemeinheitsteilungen, ſoweit es ſich um die Zuläſſigkeit der Teilung handelt, 

5. nach den Geſetzen über die Ablöſung von Reallaſten, 

6. nach dem Geſetze, betreffend die durch ein Auseinanderſetzungsverfahren begründeten 
gemeinſchaftlichen Angelegenheiten, vom 2. April 1887 (Geſetzſamml. S. 105), 

7. nach § 12 Abſ. 1, SS 29 und 33 des Ausführungsgeſetzes vom 15. Dezember 1919 zum 
Reichsſiedlungsgeſetz vom 11. Auguſt 1919 (Geſetzſamml. 1920 S. 31), 

8. auf Beſchwerden gegen Beſchlüſſe des Kulturamtsvorſtehers nach § 22 des Geſetzes über 
Landeskulturbehörden vom 3. Juni 1919 (Geſetzſamml. S. 101), 

9. auf Beſchwerden gegen Beſcheide des Kulturamtsvorſtehers, ſoweit über Friſtverſäumnis 

entſchieden iſt, N 

10. auf Beſchwerden gegen eine Zwiſchenanordnung (Interimiſtikum) des Kulturamts⸗ 
vorſtehers (8 27 des Geſetzes über Landeskulturbehörden vom 3. Juni 1919 — Geſetz⸗ 
ſamml. S. 101 —), 


11. auf Beſchwerden gegen eine die Vollſtreckung betreffende Verfügung des Kulturamts⸗ 
vorſtehers nach 8 60 des Landesverwaltungsgeſetzes, 
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12. auf Beſchwerden gegen Ordnungsſtrafen, die der Kulturamtsvorſteher auf Grund des 
$ 101 des Geſetzes, betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten, in 
der vom 1. Januar 1900 ab geltenden Faſſung, vom 10. Oktober 1899 (Geſetzſamml. 
S. 404) feſtgeſetzt hat. 

(2) Gegen die Beſchlüſſe des Provinzialrats nach Abſ. 1 Nr. 1, ſoweit fie nach § 7 der 
Umlegungsordnung ergehen, Nr. 4 bis Nr. 8 iſt die Beſchwerde zuläſſig, wenn der Provinzialrat 
ſie wegen der grundſätzlichen Bedeutung der Angelegenheit ausdrücklich im Beſchluß zugelaſſen 
hat. Dies gilt auch für Beſchlüſſe des Provinzialrats in zweiter Inſtanz ohne Rückſicht auf den 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes. ö f 

SE 

§ 9 des Geſetzes über Landeskulturbehörden vom 3. Juni 1919 (Geſetzſamml. S. 101) 
erhält folgende Faſſung: 

() Der Vorſteher des Kulturamts bearbeitet alle Geſchäfte, ſoweit ſie nicht durch Geſetz 
anderen Behörden übertragen werden. An ihn ſind alle Anträge in dieſen Angelegenheiten 
zu richten. f 

(2) Den Oberpräſidenten bleiben folgende Entſcheidungen vorbehalten: 

a) die Genehmigung zur Aufhebung der wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit, zur Zerteilung 
eines Rentenguts und zur Abveräußerung von Teilen eines ſolchen gemäß § 29 ſowie 
zur Kapitalablöſung gemäß § 32 und 8 38 des Preußiſchen Landesrentenbankgeſetzes 
in der Neufaſſung vom 1. Auguſt 1931 (Geſetzſamml. S. 154); 

b) die Genehmigung zur Aufhebung der wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit, zur Zerteilung eines 
Anerbenguts und zur Abveräußerung von Teilen eines! ſolchen gemäß 88 7, 8 des Ge⸗ 
ſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Renten- und Anſiedlungsgütern, vom 8. Juni 1896 
(Geſetzſamml. S. 124); rk 

e) die Genehmigung zur Übernahme der Erbabfindungsrente auf die Rentenbank bei der ein 
Anerbengut betreffenden Erbteilung (8$ 22 ff. des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht 

bei Renten⸗ und Anſiedlungsgütern, vom 8. Juni 1896 — Geſetzſamml. S. 124 —); 

d) die Beſtätigung des Rezeſſes in Gemeinheitsteilungs⸗ Umlegungs⸗ (Spezialſeparations⸗ 
Zuſammenlegungs⸗, Verkoppelungs⸗ Konſolidationsſachen) und Rentengutsſachen; 

e) die Genehmigung zur Gewährung des Vorzugsrechts von Landeskulturrenten zur Ein⸗ 
tragung der Rente ohne die Einwilligung der Lehens⸗ und Fideikommißfolger und der 
Agnaten ſowie zur Beſtimmung des im § 16 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend die Errichtung 
von Landeskulturrentenbanken vom 13. Mai 1879 (Geſetzſamml. S. 367) bezeichneten 
Sachverſtändigen; 

f) die Genehmigung zur Feſtſetzung des Regulierungskoſtenpauſchſatzes gemäß 8 2 Nr. 2, 3 und 
§ 3 des Geſetzes über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 
Geſetzſamml. S. 395); 

g) die Genehmigung zur Ausſtellung von Unſchädlichkeitszeugniſſen, ſoweit es ſich um Werte 
über 3000 AM handelt; 

h) die Genehmigung zur Regulierung der Verwendung der in einem Zuſammenlegungs⸗, 
Gemeinheitsteilungs⸗, Ablöſungs⸗ oder Enteignungsverfahren oder bei Ausſtellung eines 
Unſchädlichkeitszeugniſſes feſtgeſtellten Geldentſchädigungen, ſoweit der zu verwendende 
Betrag 3000 AM überfteigt; 

i) die Genehmigung zur Verfügung über die Subſtanz, zur Regulierung der Verwendung 
und zur Verteilung einer Geldentſchädigung von mehr als 3000 RM im Falle der 88 4, 5 
des Geſetzes, betreffend die durch ein Auseinanderſetzungsverfahren begründeten gemein⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten, vom 2. April 1887 (Geſetzſamml. S. 105). 

3) Die erforderliche Entſcheidung des Oberpräſidenten hat der Vorſteher des Kulturamts 

einzuholen. In den Fällen des Abſ. 2 g, h und i iſt die Verfügung des Vorſtehers des Kultur- 
amts, wenn ſie die Beſcheinigung enthält, daß der Wert des Gegenſtandes nicht mehr als 3000 RM 
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beträgt, nicht deshalb unwirkſam, weil die Genehmigung des Oberpräſidenten nicht eingeholt 
worden it. 5 | | 

(0 § 16 des Geſetzes über Landeskulturbehörden vom 3. Juni 1919 (Geſetzſamml. S. 101) 
wird aufgehoben. 4 
0 An der Befugnis der Regierungs⸗ und Oberpräſidenten zur Beſtätigung der hinſichtlich 
ihrer eigenen Güterverwaltungen aufgenommenen Rezeſſe wird nichts geändert. 6 

5 § 10. 

Die Vorſchriften dieſer Verordnung treten am 1. April 1933 in Kraft. Zur gleichen Zeit 
treten die dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften außer Kraft. 

Berlin, den 29. März 1933. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Die Kommiſſare des Reichs. 
bon Papen. Göring. Hugenberg. 


Nr. 13857.) Verordnung über die Feſtſetzung der Zahl der von den Provinzen uſw. in den Staatsrat 
zu entſendenden Vertreter. Vom 29. März 1933. | 
Auf Grund des Artikels 32 Abſ. 4 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 30. No⸗ 
vember 1920 (Geſetzſamml. S. 543) wird mit Rückſicht auf die ſeit Erlaß der Verordnung vom 
26. November 1929 (Geſetzſamml. S. 185) eingetretenen Veränderungen des Gebiets der Pro⸗ 
vinzen die Zahl der von ihnen als Mitglieder des Staatsrats zu entſendenden Vertreter wie 
folgt feſtgeſetzt: 3 


1. für die Provinz Oſtpreufßen 0 33 RE 30h 
33 PF 0... 0... el Ne 2 
Ir 8, Städt Berk ß ff.... SIE (9 5 8 
eee, ee, Provitz Pommern n 
5. „ „ „ Grenzmark Pyſen⸗Weſtpreuß enn Xn i e, 30 Bi 
Herpa „ Niederſchleſien ne 8 0 
e „ Obberſchleſien a) 
8. „ Säachſen oe 5 
RER „ Schleswig⸗Holſtein 73 3 
10. ig 0 „ Hacnnove n 758 
,h, 8 Ir Weſtfalen E 8 te Bl) 
„ Rheinprovinz (ohne Saargebiet) . 75 13 


dam 13. % „ Provinz Heſſen⸗Naſſau SO ee e uind i e „ 5 
Außerdem entſenden die Hohenzolleriſchen Lande gemäß Artikel 32 Abſ. 3 der Preußiſchen 
Verfaſſung einen Vertreter in den Staatsrat. 

Der Miniſter des Innern wird beauftragt, das Erforderliche zur Durchführung dieſer Ver⸗ 
ordnung zu veranlaſſen. 


Berlin, den 29. März 1933. . f 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
i Die Kommiſſare des Reichs. 
von Papen. Göring. 
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